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Die seit der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts dramatisch zunehmenden glo-
balen Umweltprobleme bedrohen inzwischen die 
Zukunft der Menschheit. [1]. Diese Einschätzung 
setze ich meinen folgenden Ausführungen vor-
aus, dabei stütze ich mich vor allem auf die Arbei-
ten des Wissenschaftlichen Beirats der Bundes-
regierung Globale Umweltveränderungen WBGU 
und dessen Konzept einer „Großen Transforma-
tion“ [2]. 
Eine Umbauphase müsste folgende Kriterien 
erfüllen: (1) die Nutzung der Ressourcen unter-
halb der Tragfähigkeitsgrenzen der Ökosyste-
me, (2) die Gewährleistung ihrer Erhaltung und 
Reproduktion und (3) die schrittweise Ersetzung 
nicht nachhaltiger Nutzungsarten. 
Eine Reduzierung des Wachstums und sogar 
negative Wachstumsraten des BIP reichen nicht 
aus, um die globalen Umweltprobleme zu bewäl-
tigen. Postwachstum ist keine Lösung, weil ein 
absolut sinkender Verbrauch an Naturressourcen 
und eine Umstellung auf eine umweltkompatible 
Wirtschaft (bei einer noch wachsenden Weltbe-
völkerung) damit nicht zu erreichen sind. 
Absolut sinkender Ressourcenverbrauch er-
fordert eine veränderte Entwicklungsrichtung 
der Produktions- und Wirtschaftssysteme, die 
durch veränderte Selektionsverfahren für Inno-
vationen erreicht werden muss. Der Umbau muss 
bei den Stoffströmen ansetzen, nicht bei der 
Wachstumsrate des BIP. Wie das institutionell 
gestaltet werden könnte, soll in diesem Beitrag 
dargestellt werden.
Viele Wachstumskritiker meinen, eine Bewäl-
tigung der ökologischen Krisen sei im Rahmen 
einer Kapitalverwertungswirtschaft unmöglich. 
Kapitalismus könne Natur nur ausbeuten, es 
gehe um Alternativen zum und gegen den Kapita-
lismus. Damit wird unterstellt, dass die jedweder 
Kapitalverwertungsökonomie innewohnenden 
Regeln die Erhaltung und Reproduktion von Na-
turressourcen grundsätzlich ausschließen. 
Dementgegen wird hier die Position vertreten, 
dass ein institutioneller Umbau, der die Nutzung 
und Nutzungsbegrenzung ökologischer Ressour-
cen mit ihrer Erhaltung und Reproduktion verbin-
det – die Ersetzung nicht nachhaltiger Lösungen 
eingeschlossen – zumindest im theoretischen 
Modell denkbar ist. Allerdings wäre dies nur mit 
weitreichenden institutionellen Veränderungen 
der Kapitalverwertung möglich. Im Unterschied 
dazu ist ein überzeugendes Konzept für eine mo-
derne Wirtschaft ohne Geld, Kredit, Wertbildung 
und Kapitalverwertung oder ohne innovations-
basierte wirtschaftliche Entwicklung nicht aus-
zumachen. 
Endlose Entwicklung [3] ist möglich, unendli-
ches Wachstum nicht. Kapitalverwertungsöko-
nomien haben im Laufe ihrer 300-jährigen Ge-
schichte mehrfach institutionelle Wandlungen 
Ist Öko-Kapitalismus 
möglich?
Der Übergang zu einer umweltkompatiblen Wirt-
schaftswiese ist dringend geboten. Doch dafür 
müssten die institutionellen Regeln verändert 
werden. Die Zukunft hängt davon ab, ob es gelingt, 
eine fragwürdige Gegenwart gegen eine neue Per-
spektive zu tauschen.
Von Rainer Land
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durchgemacht [4]. Ob eine ökologische Kapital-
verwertungswirtschaft auch politisch durchsetz-
bar ist, muss derzeit als offene Frage angesehen 
werden.
Umweltkompatibilität als Leitbild
Wirklich sind Naturressourcen nur im Zusam-
menhang mit Arbeit und Produktionsmitteln. Der 
Zusammenhang von Produktion und Natur ist die 
Grundlage jedwedes Wirtschaftens. Das Problem 
der Umweltkompatibilität ist nur verständlich, 
wenn Natur und Wirtschaft als verbundene Sys-
teme und ökologische Ressourcen im Systemzu-
sammenhang betrachtet werden. 
Der Zusammenhang von Natur- und Produk-
tionssystemen kann in drei Dimensionen ana-
lysiert werden: a) der Energiefluss, b) der Stoff-
wechsel und c) die technischen Wirkprinzipien, die 
angeeignete und rekombinierte Naturprozesse 
darstellen und auf Naturgesetzen beruhen. Jede 
historische Produktionsweise nutzt ein einmali-
ges und besonderes Ensemble von Naturprozes-
sen in Form technischer Wirkprinzipien. 
Aus dieser Perspektive waren alle histori-
schen und sind alle gegenwärtigen Produktions-
systeme physikalisch Teil des Ökosystems der 
Erde, also auch Teil der Natur. 
„Alle Produktion ist Aneignung der Natur …“ [5] 
Physikalisch existieren und funktionieren 
komplexe sich selbst reproduzierende Systeme 
wie die Ökosysteme der Erde durch permanenten 
Entropieexport. Das bedeutet, dass sie Energie 
niedriger Entropie aufnehmen und die gleiche 
Energiemenge mit hoher Entropie wieder abge-
ben kann: Die Sonnenstrahlung ist die entschei-
dende Quelle für die Zufuhr von Energie niedriger 
Entropie, die Wärmeabstrahlung der Erde in den 
Weltraum gibt dieselbe Menge Energie mit hoher 
Entropie wieder ab. Der durch die Erde hindurch-
gehende Energiestrom ermöglicht den Entro-
pieexport, der für die Erhaltung aller komplexen 
Strukturen der Erdsysteme von den Meeres- und 
Luftströmungen über das Wetter bis zu den le-
benden Organismen und den Ökosystemen er-
forderlich ist. Entropie-export ist die invariante 
Grundlage aller Natur- und aller Produktionssys-
teme und der letzte Grund, warum Produktion, 
Konsumtion und menschliches Leben nur mit der 
Natur möglich sind. 
Jede menschliche Produktionsweise realisiert 
Entropieexport durch die jeweils spezifische Art 
der Integration ihres Produktionssystems in die 
speziell genutzten Ökosysteme der Erde. Grund-
sätzlich sind drei Typen der Integration von Pro-
duktion in das Erdsystem zu unterscheiden, die 
jeweils spezifische Umweltprobleme hervorbrin-
gen.[6] 
Industrielle Naturprozesse, seit der indust-
riellen Revolution die technologische Grundlage 
wirtschaftlicher Entwicklung, ermöglichen eine 
grundsätzlich neue Eingriffstiefe in die Ökosys-
teme der Erde. Sie können daher die Bedingun-
gen für die Funktionsweise der Ökosysteme der 
Erde fundamental und global verändern. Kombi-
niert mit den heutigen Produktionsvolumina, der 
wachsenden Bevölkerungszahl und den wach-
senden Einkommen, sind die Wirkprinzipien der 
industriellen Naturprozesse die Quelle für die 
globalen Umweltprobleme der Moderne im 20. 
und 21. Jahrhundert. 
Globale Umweltprobleme gefährden nicht die 
Natur als solche, sondern die Natur für uns, die 
Menschen. Die Ökosysteme der Erde haben sich 
in ihrer Geschichte an sehr unterschiedliche Be-
dingungen angepasst, zum Beispiel an Kalt- und 
Warmzeiten, an die chemischen Keulen der Vul-
kanausbrüche und Kometeneinschläge, an Sonn-
eneruptionen und kosmische Strahlung, indem 
sie sich durch Evolution und Koevolution immer 
wieder verändert haben. 
Das Problem ist, dass nur ein relativ enger 
Spielraum der Parameter des Erdsystems (Tem-
peratur, Wasserkreislauf, Wetter, Strahlung etc.) 
mit den Existenzbedingungen des Menschen und 
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der heutigen Weltbevölkerung vereinbar ist. 
Die einzig handlungsrelevante Option ist, das 
Erdsystem in einem Zustand zu halten, der mit 
dem Leben der Menschen und der heutigen Ge-
sellschaft kompatibel ist – und zwar dadurch, dass 
die Produktionssysteme der heutigen Weltgesell-
schaft kompatibel mit den Ökosystemen gemacht 
werden. Umweltkompatibilität bedeutet, die Pro-
duktionssysteme der Menschheit so zu gestalten, 
zu erhalten und zu entwickeln, dass die heutigen 
Ökosysteme der Erde erhalten bleiben. 
Anknüpfend an Georgescu-Roegen und Rif-
kins [7] kann man unterscheiden zwischen a) 
einer reproduktiven Nutzung der Natur durch 
Energieströme und Stoffkreisläufe, die zeitlich 
unbefristet ist, und b) einer verbrauchenden Nut-
zung durch den Abbau von Lagerstätten und De-
ponierung der Abprodukte, die zeitlich befristet 
ist und in naher Zukunft enden wird.
Im Prinzip müssen Produktionssysteme in 
Zukunft so funktionieren wie das Erdsystem: 
mit Erneuerbaren Energien und Stoffkreisläu-
fen. Dies bedeutet die Rückkehr zu dem Modus 
der Naturnutzung auf der Grundlage der heuti-
gen Gesellschaft, d.h. dem Prinzip der Produktion 
mit industriellen Naturprozessen und wissen-
schaftsbasierten Innovationsprozessen. Die auf 
Lagerstätten und Deponien der Abprodukte be-
ruhende Produktion muss in den nächsten zwei 
bis drei Generationen ersetzt werden. [8]
Im Unterschied zu vorkapitalistischen Ag-
rargesellschaften gilt für Energieströme und 
Stoffströme der heutigen Industriegesellschaft, 
dass sie auf einer wissenschaftlichen Grundla-
ge kontrolliert, gestaltet und überwacht werden 
müssen. Dies ist einerseits der fundamentalen 
Eingriffstiefe der Wirkprinzipien industrieller 
Naturprozesse und andererseits dem verviel-
fachten Umsatzvolumen der Energieströme und 
Stoffkreisläufe geschuldet. 
Unter dieser Voraussetzung ist es absurd und 
sträflich, Natur einfach vorauszusetzen und Na-
tur-ressourcen wirtschaftlich als Gratisleistun-
gen der Natur zu behandeln. Vielmehr wird klar, 
dass die Nutzung der Natur Arbeit und enorme 
Investitionen voraussetzt, darunter in erhebli-
chem Maße Forschungs- und Entwicklungsleis-
tungen. Sie müssen durch Nutzungsentgelte fi-
nanziert werden. [9]
Selektion wirtschaftlicher Entwicklung 
Schon die vorangegangenen Ausführungen 
verdeutlichen, dass Umweltkompatibilität kein 
Zustand ist, der durch einige Innovationen und 
schnell erreicht werden könnte. Umweltkompa-
tibilität ist eine langfristige Entwicklungsrichtung 
des Produktionssystems. Sie wird verwirklicht 
durch eine Vielzahl einzelner Entwicklungen neu-
er Produkte und Verfahren – und die damit ver-
bundene Verdrängung und Ersetzung von alten. 
Ein Prozess, der in modernen Wirtschaftssyste-
men permanent und millionenfach stattfindet. 
Eine umweltkompatible Produktionsweise ent-
steht, wenn entsprechende Selektionskriterien 
institutionell im Wirtschaftssystem verankert 
werden. 
Die Selektionskriterien bestimmen viele Milli-
onen einzelne Entscheidungen in der Forschung 
und Entwicklung neuer Produkte und Verfahren, 
Investitionsentscheidungen, Entscheidungen 
über die Produktionsstruktur, den Vertrieb und 
das Marketing und schließlich auch die Entschei-
dungen der Konsumenten für oder gegen jenes 
Produkt. Es ist offensichtlich, dass diese vielen 
Millionen einzelnen Entscheidungen kaum zen-
tral gesteuert werden können. Entscheidungen 
dieser Art erfolgen im Wirtschaftssystem nach 
dem Kriterium der Wirtschaftlichkeit – nicht nur, 
aber doch im großen Umfang. 
Eine Kumulation unwirtschaftlicher Entschei-
dungen mit Verlusten kann sich kein Unterneh-
men, kein Haushalt und keine Kommune oder Be-
hörde leisten (auch keine irgendwie sozialistische 
Wirtschaft), weil dann bald keine disponierbaren 
Ressourcen mehr vorhanden wären. Also muss 
Selektion von Innovationen nach dem Kriterium 
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der Umweltkompatibilität bedeuten, dass nicht 
um-weltkompatible Produkte und Verfahren 
teurer, umweltkompatible dagegen günstiger und 
um-weltkompatible Lösungen daher wirtschaft-
licher sein müssen. 
Eine umweltkompatible Wirtschaftsweise 
erfordert nicht weniger, sondern mehr Inventio-
nen, aber auch ein höheres Maß an Selektivität. 
Eine Beschleunigung der Entwicklung neuer Ver-
fahren und Produkte wird oft mit mehr Wachs-
tum gleichgesetzt – das ist falsch. Die Menge 
an selektierbaren Variationen und eine zugleich 
höhere Selektionsquote sind auch bei negativem 
Wachstum des Ressourcenverbrauchs möglich. 
Denn hier geht es um das Tempo, mit dem neue 
Produkte in das System gelangen und alte Pro-
dukte und Verfahren verdrängt werden. Sofern 
dabei kritische Ressourcennutzungen ersetzt 
werden und sich bezogen auf Ressourcen effi-
zientere Lösungen verbreiten, würde der Ver-
brauch an Naturressourcen absolut sinken (ne-
gatives Wachstum). 
Ob dabei mehr oder weniger Arbeit eingesetzt 
wird, ist eine davon unabhängige Frage, auch ob 
mehr oder weniger Kapital eingesetzt werden 
muss. Auch ob die Preissumme des BIP durch In-
novationen in umweltkompatible neue Produkte 
und Verfahren wächst oder sinkt, ist nicht a priori 
zu bestimmen. Vielmehr hängt sie von komple-
xen Bewertungsprozessen, der Einkommensent-
wicklung und der Kreditschöpfung, nicht aber von 
Umweltverbrauch ab. Außerdem ist es ökologisch 
gleichgültig, ob das BIP steigt oder sinkt, wenn 
dabei die Umweltbelastungen im erforderlichen 
Tempo sinken. 
„Die Preise sollen die ökologische Wahrheit sa-
gen!“. [10] Das ist eine oft gehörte und einleucht-
ende Forderung. Aber es wird kaum gefragt: Was 
ist diese Wahrheit, was sind korrekte Preise? 
Kann man sie finden, indem man nach Bedarf, 
politischen Kräfteverhältnissen und Wahlkampf-
erwartungen irgendwie Zuschläge, Steuern und 
Abgabe auf bestimmte Ressourcen erhebt, Sub-
ventionen verkündet oder wieder streicht und die 
Einnahmen mehr oder weniger zweckentfrem-
det voluntaristisch verwendet? Sicher ist es im 
ersten Versuch nicht falsch, Fehlentwicklungen 
durch Ökosteuern und Umweltabgaben zu korri-
gieren. Allerdings bilden sich dadurch kaum Prei-
se, die langfristig „die Wahrheit“ sagen. 
Eine objektiv begründete Preisstruktur wür-
de erfordern, dass die Preise a) für die Nutzung 
begrenzter (aber langfristig verfügbarer weil er-
neuerbarer) ökologischer Ressourcen die Repro-
duktionskosten dieser Ressourcen ersetzen, also 
die Kosten für die Erforschung, Nutzungsbegren-
zung, Nutzungskontrolle und die Erhaltung der 
betreffenden Ökosysteme. Und die Preise b) für 
nur noch zeitlich befristet nutzbare nicht erneu-
erbare Ressourcen bzw. solche, deren Nutzung in 
einer absehbaren Zeitspanne unter eine Tragfä-
higkeitsgrenze abgesenkt werden soll, zusätzlich 
noch durch die Substitutionskosten dieser Res-
source bestimmt werden. [11] 
„Preise, die die Wahrheit sagen, sind solche, die 
die tatsächlichen Reproduktionskosten ökologi-
scher Ressourcen ausdrücken“
Erforderlich wäre eine Preisstruktur, die sich 
an ein objektives Reproduktionspreiskonzept 
anlehnt, wie es von der Klassik vorgedacht, von 
Pietro Sraffa [12] weiter ausgearbeitet wurde 
und das hier für begrenzte Naturressourcen vo-
rausgesetzt werden soll. Preise, die die Wahrheit 
sagen, sind solche, die die tatsächlichen Repro-
duktionskosten ökologischer Ressourcen aus-
drücken. Im Fall mittelfristig zu substituierender, 
weil nicht umweltkompatibler Nutzungsarten be-
deutet das, den Preis der Nutzung an die Kosten 
der Substitution zu koppeln. Wahrheit ist objektiv. 
Wenn die Preise durch Ressourcenbewirt-
schaftung verändert und umweltkompatible Pro-
dukte und Verfahren positiv selektiert werden, 
weil nicht umweltkompatible unwirtschaftlich 
sind, dann erfolgt die Selektion in den vielen ein-
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zelnen Entscheidungen von Unternehmen, Haus-
halten, Kommunen und Behörden. 
Dies setzt aber voraus, dass Unternehmen, 
Kapitalanleger und auch Verbraucher keine Mög-
lichkeit haben, die Bedingungen der Nutzung 
ökologischer Ressourcen respektive die dabei 
entstehenden Preise zu manipulieren (wie es 
derzeit mit den Preisen für CO2-Emissionsrechte 
und den Ausnahmen bei der Ökosteuer der Fall 
ist). Wenn ein marktwirtschaftlicher Prozess der 
Ressourcenbewirtschaftung etabliert ist, sind 
Extra-Steuern, Quoten oder staatliche Subven-
tionen für ökologische Ressourcen nicht oder 
nur als Ausnahmen, Notmaßnahmen oder beim 
Markteinstieg sinnvoll. 
Das bedeutet aber nicht, den Mythos von der 
unsichtbaren Hand zu beschwören. Eine um-
welt-kompatible Wirtschaftsweise mit einer 
marktförmigen Bewirtschaftung ökologischer 
Ressourcen ist eine gesellschaftliche Entschei-
dung, die institutionell etabliert und staatlich ge-
regelt werden muss. 
Erstens muss die Bewirtschaftung ökologi-
scher Ressourcen, das Gemeineigentum an der 
jeweiligen Ressource und die Bedingungen für 
die privatwirtschaftliche Nutzung gegen Entgelt 
auf einer verfassungsmäßigen Grundlage durch 
Gesetze geregelt werden. Die Etablierung des 
institutionellen Rahmens der Ressourcenbewirt-
schaftung ist dabei eine politische Entscheidung. 
Zweitens muss ein Großteil der Nutzungen 
auch ordnungsrechtlich durch Verbote, Be-
schränkungen und Grenzwerte geregelt wer-
den, wie dies jetzt schon der Fall ist, wenn auch 
nicht ausreichend. Bestimmte Nutzungen sind 
ganz verboten oder sollten verboten werden, 
wie Emission von FCKW oder in Diskussion eine 
zeitliche Befristung des Verbrennungsmotors. 
Für andere Nutzungen und Emissionen sind 
Grenzwerte einzuhalten oder Zeitfenster für 
die Beendigung bestimmter Nutzungsarten 
festgelegt. 
Diese ordnungsrechtlichen Praktiken sind 
grundsätzlich unstrittig, auch wenn im Detail 
immer wieder hart gerungen werden muss, um 
das Prinzip der starken Nachhaltigkeit im Um-
weltrecht durchzusetzen. Hier ist ein Paradig-
menwechsel erforderlich. Für neue Stoffe und 
die Anwendung neuer Wirkprinzipien muss vor 
ihrer breiten Anwendung Umweltkompatibili-
tät nachgewiesen werden – und zwar nach dem 
besten Stand der Wissenschaft und unter Primat 
des Vorsorgeprinzips. Nur zu verbieten, was sich 
schädlich erwiesen hat, kommt zu spät. Bei der 
Eingriffstiefe moderner Industrien und der heu-
tigen Bevölkerungsdichte industrieller Regionen 
könnte das tödliche Folgen haben. 
Diese beiden gesellschaftlichen, rechtlichen 
Voraussetzungen einer ökologisch regulierten 
Kapitalverwertungs-Wirtschaft sind mit den 
Vorstellungen des Ordoliberalismus vereinbar. 
Strittig wird grundsätzlich die dritte gesell-
schaftliche Bedingung, das Gemeineigentum an 
Naturressourcen. Eine institutionell geregelte 
Bewirtschaftung aller relevanten, sprich ge-
fährdeten, begrenzten oder nur noch temporär 
nutzbaren ökologischen Ressourcen stellt die 
Eigentumsfrage. Denn wenn Nutzung begrenzt 
und nur gegen Entgelt möglich sein soll, muss 
geklärt werden, wem die Ressource gehört. Das 
heißt, wer die Sachherrschaft darüber ausübt 
und was eigentlich die Nutzer wie Unternehmen 
oder Verbraucherhaushalte bekommen. Was der 
Inhalt der privaten Nutzung von Natur ist, ohne 




schaft mit Gemeineigentum an Naturressourcen 
kann auch theoretisch nicht mehr ausschließ-
lich auf Privateigentum an Produktionsmitteln 
gegründet werden. Ausschließlichkeit von Pri-
vateigentum war immer und ist auch heute eine 
Fiktion. Da Infrastruktur in der Regel Gemeinei-
gentum ist, beruht auch der heutige Kapitalis-
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mus auf dem Zusammenhang von Gemein- und 
Privateigentum. Allerdings darf man Gemeinei-
gentum nicht mit der Formel „Gehört allen“ iden-
tifizieren. Gemeineigentum ist das Eigentum der 
Gemeinschaft im Unterschied zu den Einzelnen. 
Es setzt immer die Organisation der Gemein-
schaft voraus, die die Sachherrschaft ausübt, in 
der Regel also einen Staat. 
Ökokapitalismus wäre ein neuer systemischer 
Zusammenhang zwischen (A) dem Gemeineigen-
tum an nutzbaren Naturressourcen und der Inf-
rastruktur, (B) der Verfügung der Individuen über 
ihre eigene Arbeitskraft und die eigenen Lebens-
bedingungen und (C) dem unternehmerischen 
Privateigentum an mobilen Produktionsmitteln, 
vermittelt über privates Eigentum an Geldkapital. 
[13] Privateigentum an definierten und regulier-
ten Nutzungsrechten für Gemeineigentum mit 
oder ohne Entgelt sind notwendigerweise immer 
eingeschlossen. 
Natur als solche gehört niemanden, sie ist 
durch sich selbst. Niemand kann Eigentum am 
Erdsystem oder einzelnen Ökosystemen aus-
üben und beanspruchen. Allerdings setzt die 
Nutzung von Natur-ressourcen immer voraus, 
dass der jeweilige Nutzer darüber verfügen und 
in einem bestimmten Rahmen disponieren kann. 
Einzelne Ressourcen müssen daher privat ge-
nutzt und privat verfügt werden können und sind 
Gegenstand von Eigentumsrechten. 
Das private Bodeneigentum ist der historische 
Präzedenzfall des Eigentums an Naturressourcen. 
Im Unterschied zum Eigentum an mobilen Gütern 
war und ist das Eigentum an Grund und Boden 
immer und in jeder Rechtsform beschränkt und in 
eine Nutzungsordnung eingebunden, die mit Ver-
pflichtungen für den Grundeigentümer verbunden 
ist. Immer sind nur bestimmte Nutzungsarten er-
laubt, die z.B. durch Flächennutzungspläne defi-
niert sind. Das Nutzungsrecht kann zeitlich befris-
tet oder unbefristet sein (Pacht, Erbpacht) und es 
kann das Recht zum Verkauf aus- oder einschlie-
ßen. Und immer behält sich der Staat die Enteig-
nung von Immobilien vor, wenn Gemeinwohl dies 
erforderlich macht. 
Das Privateigentum am Boden ist daher 
eigentlich Eigentum an bestimmen und be-
schränkten Nutzungsarten einer bemessenen 
Erdoberfläche. Und nur diese Nutzung ist Inhalt 
eines Kaufs und Verkaufs von Grundstücken. 
Man könnte sagen: Es gibt kein Eigentum an der 
Erde, sondern an einem bestimmten, durch eine 
definierte Nutzungsart näher bezeichneten und 
bestimmten „Grund und Boden“. Der Inhalt des 
Grundeigentums an Acker in der Prignitz ist ein 
anderer als das Eigentum an einem Stadtgrund-
stück im Zentrum von Frankfurt am Main. 
Überträgt man diese Vorstellung auf Natur-
ressourcen und Ökosysteme allgemein, dann 
folgt, dass Naturressourcen an sich Gemeinei-
gentum sind und nur ihre Nutzung Gegenstand 
privater wirtschaftlicher Aktivität sein kann. Was 
privat erworben werden kann, sind Nutzungs-
rechte, die nach Inhalt, Umfang, Raum und Zeit 
begrenzt sind. 
Gemeineigentum bedeutet hier, dass nur die 
Gemeinschaft im Unterschied zu den einzelnen 
Nutzern darüber verfügen kann. Dabei ist der 
Verkauf, die Privatisierung der Ressource, ausge-
schlossen. Verfügen bedeutet hier: Nutzungsar-
ten, -volumina und -beschränkungen definieren, 
Nutzungsrechte verkaufen und Maßnahmen zur 
Erhaltung der Ressource festlegen.
Nun muss die Nutzung von Naturressourcen 
privaten Unternehmen, Haushalten und staatli-
chen Akteuren gegen Entgelt ermöglicht werden, 
sonst wäre Wirtschaft unmöglich. Privateigen-
tum kann dann aber nur ein örtlich, zeitlich und 
Umfang begrenztes Nutzungsrecht an der jewei-
ligen Ressource sein, nicht die Ressource selbst. 
Dies ist auch deshalb geboten, weil Privat-
eigentümer notwendig in einem zeitlich befris-
teten Horizont und in einem Interessenkonflikt 
zwischen den Privatinteressen an den Erträgen 
aus der gegenwärtigen Nutzung und dem Ge-
meininteresse an der langfristigen Erhaltung der 
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Ressource oder gar der mittelfristigen Substitu-
tion agieren. Dies als Tragödie der Allmende [14] 
bekannte Problem lässt sich nur lösen, wenn der 
Konflikt zwischen der langfristigen Erhaltung und 
der Reproduktion der Naturressourcen und der 
wirtschaftlichen Nutzung für private Zwecke in-
stitutionell verfasst und vermittelt wird. Das im 
nächsten Abschnitt skizzierte Modell der Res-
sourcenbewirtschaftung durch eine öffentlich- 
rechtliche Ökokapitalverwertungsgesellschaft 
stellt eine solche Vermittlung vor.
Würde man eine Öllagerstätte oder einen 
Fluss zum unbeschränkten Privateigentum ma-
chen, wäre es nicht mehr möglich, die Nutzung zu 
begrenzen und so zu regeln, dass die Erhaltung 




















erfordert mehr Inventionen, aber auch ein höheres Maß an Selektivität
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Noch deutlicher wird dies, wenn es sich um lang-
fristige Nutzungssubstitution handelt. Heute ist 
bekannt, dass die Nutzung fossiler Energieträ-
ger (ÖL, Erdgas, Kohle in der Hauptsache) nur 
noch zeitlich befristet möglich ist und der größ-
te Teil der noch verfügbaren Mengen nicht als 
CO2 in die Luft geblasen werden darf, sondern 
als gebundener Kohlenstoff in der Erde bleiben 
muss. Eine solche Nutzungsbegrenzung wider-
spricht aber dem Interesse der einzelnen Pri-
vateigentümer an solchen Lagerstätten. Wenn 
sie also frei verfügen könnten, würden sie eine 
solche Nutzungsbeschränkung nicht hinnehmen 
dürfen, selbst dann nicht, wenn sie das Problem 
einsehen und die Gemeinwohlinteressen akzep-
tieren. Das Gefangenendilemma besteht gerade 
Der Konflikt zwischen Erhaltung und Reproduktion  
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darin, dass derjenige, der zuerst seine Nutzung 
beschränkt, als erster Pleite geht, weshalb sich 
keiner rational für den Ausstieg entscheiden 
kann. [15]
Nun kann man auch vom Privateigentum am 
Boden ausgehen und dieses, wie heute gegeben, 
rechtlich einschränken. Man kann den Privatei-
gentümer per Gesetz zwingen, seine Förderung 
Jahr für Jahr zu reduzieren und irgendwann ganz 
einzustellen. Welche Entschädigung für entgan-
gene künftige Gewinne ihm dann zustehen, wird 
nicht ohne Streit zu klären sein. Bei langfristig 
nutzbaren (erneuerbaren) Ressourcen kann der 
Gesetzgeber dafür sorgen, dass die Nutzung 
unterhalb von Tragfähigkeitsgrenzen bleibt. Er 
kann Vorschriften erlassen, in welcher Höhe der 
Privateigentümer seine Einnahmen für Investiti-
onen in die Erforschung und Erhaltung der Res-
sourcen verwenden muss. Der Eigentümer kann 
dafür gegebenenfalls Prämien und Entschädi-
gungen bekommen. 
Trotzdem besteht ein Interessenkonflikt. Der 
Wettbewerbsdruck zwingt den Eigentümer zu 
hohen Volumina und reduzierten Kosten. Lau-
fende Kontrolle, Überwachung und Bestrafung 
müssen dem privaten Eigeninteresse entge-
genwirken. Privateigentum ist so gesehen keine 
geeignete Form der Bewirtschaftung von Natur-
ressourcen. 
Freilich ist die rechtliche Beschränkung eines 
traditionell gegebenen Privateigentums an Bo-
den, Bodenschätzen und anderen Naturressour-
cen ein möglicher Weg, das Gemeinwohl faktisch 
durchzusetzen – und zudem in vielen Fällen poli-
tisch eher durchsetzbar als eine Verstaatlichung 
von Grund und Boden. Aber in Fällen, wo Res-
sourcen bislang kein Inhalt von irgendwelchem 
Eigentum waren, weil sie erst heute in den Fo-
kus ökologischer Probleme geraten, – zum Bei-
spiel Emissionen in Luft, manche Deponien für 
Schadstoffe, manche Rohstoffe, vor allem aber 
die heute zunehmend relevanten Eigenschaften 
von Organismen und Ökosystemen –, sollte nicht 
der Weg über eine Privatisierung der Ressourcen 
gegangen werden. Hier sollte die Unterscheidung 
zwischen Gemeineigentum an den Ressourcen 
an sich und definierten, zeitlich, räumlich und 
umfänglich befristeten Nutzungsrechten für sich 
von vornherein institutionalisiert werden. 
Meines Erachtens sind beide Varianten – be-
schränktes und reguliertes Privateigentum oder 
Gemeineigentum bei Veräußerung von definier-
ten Nutzungsrechten an Private – ökonomisch 
äquivalent. In beiden Fällen muss die Gemein-
schaft über Rechtsetzung und staatliche Organi-
sationen über die Nutzung der Naturressourcen 
entscheiden. Und zwar, indem sie diese zeitlich, 
räumlich und umfänglich befristet Privaten zur 
Nutzung überlässt, während die Privateigentü-
mer mobile Produktionsmittel, Arbeitskraft und 
die von der Gesellschaft erworbenen Nutzungs-
rechte an Naturressourcen nach eigenem Ermes-
sen frei kombinieren, um Produkte herzustellen 
oder zu konsumieren. 
Diese Konstellation, insbesondere die in einer 
Kapitalverwertungswirtschaft notwendige pri-
vate unternehmerische Dispositionen über die 
Kombination und Neukombination von Produk-
tionsbedingungen, ist erforderlich, um Innovati-
onen realisieren zu können, neue Produkte und 
Verfahren zu generieren und zu selektieren. Hier 
gibt es keine Alternative zur privaten Verfügung 
über Investitionen und Innovationen. 
Allerdings hat die Ressourcenbewirtschaftung 
bei vorausgesetztem Gemeineigentum und pri-
vaten Nutzungsrechten einige Vorteile in der Or-
ganisation, der rechtlichen Verfassung und Kon-
trolle. Setzt man beschränktes Privateigentum 
als Ausgangspunkt, so muss immer wieder die 
Beschränkung gegen die Unternehmen, Anteils-
eigner und die Wirtschaftslobby durchgesetzt 
und durchgekämpft werden. Im umgekehrten Fall 
bekommen die Unternehmen etwas von der Ge-
meinschaft bzw. der die Gemeinschaftsressour-
cen verwaltenden Organisation – gegen Entgelt. 
Für die Erhaltung der Naturressourcen und ein 
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starkes Nachhaltigkeitsprinzip ist dies die besse-
re Voraussetzung. Die Auseinandersetzung wäre 
nur um die Menge und den Preis der Nutzung zu 
führen, nicht um die Rechte selbst. 
Praktisch aber sollte man eine von der Vorge-
schichte abhängige Differenzierung anstreben: 
da wo private Eigentumsrechte bestehen, wird 
man den Weg der Nutzungsbeschränkung und 
Regulierung gehen, dort wo Nutzung erstmalig 
zu regeln ist oder wo schon staatliches Eigen-
tum besteht, kann Gemeineigentum mit privaten 
Nutzungsrechten institutionalisiert werden.
Bewirtschaftung ökologischer Ressourcen 
Ziel der Bewirtschaftung von Naturressourcen 
ist die Veränderung der Selektionskriterien für 
Innovationen. Damit einher geht die Veränderung 
der Richtungen wirtschaftlicher Entwicklung hin 
zu Umweltkompatibilität durch eine Organisation 
der Bewirtschaftung von Nutzungsrechten. Sie 
umfasst einmal die Vergabe von Nutzungsrech-
ten in einem marktnahen Verfahren (Rechtebör-
se), zum anderen Forschung und Investition in die 
Erhaltung der jeweiligen Ressourcen. 
Als Organisationsform schlage ich eine öf-
fentlich-rechtlich verfasste Ökokapitalverwer-
tungsgesellschaft vor, die wie ein Unternehmen 
(nicht wie eine Behörde!) agiert. Sie verkauft Nut-
zungsrechte und finanziert mit den Einnahmen 
aus dem Verkauf der Rechte ihre Ausgaben und 
Investitionen. Es geht darum, einen Reproduk-
tionsprozess als Kapitalverwertungsprozess zu 
gestalten (Kreislauf des Ökokapitals). [16] 
Wie bei privatem Kapital ist die Erhaltung 
des Kapitals und der dabei erzielte Überschuss 
Ziel der Verwertung. Dabei handelt es sich um 
Gemeinschaftskapital, aber Inhalt ist eine Na-
turressource, die Gemeineigentum ist. [17] Der 
Überschuss dient ausschließlich den Investiti-
onen in die Ressource und wird nicht an private 
Geldkapitaleigner verteilt. Ökokapitalverwer-
tungsgesellschaften organisieren die öffentli-
che und private Nutzung von Gemeineigentum, 
sollen sich daher zu 100% in öffentlicher Hand 
befinden und durch einen Verwaltungsrat kon-
trolliert werden, der dem Ziel der Erhaltung der 
Naturressourcen verpflichtet ist. Zugleich soll er 
aber wirtschaftliche Nutzungen innerhalb der 
Tragfähigkeitsgrenzen ermöglichen. [18] 
Dem Angebot steht eine entsprechende 
Nachfrage potenzieller Nutzer gegenüber. Steht 
die Nachfrage über dem Angebot, wird der Preis 
steigen und die ineffizientesten Nutzungsarten 
steigen aus. Gleichzeitig werden Innovationen 
zur Verbesserung der Nutzungseffizienz oder 
zur Substitution begünstigt. Bei Ressourcen, für 
die ein Reduzierungspfad gilt, insbesondere also 
für CO2 und Treibhausgase, werden die jährlichen 
Volumenreduzierungen zu steigenden Preisen 
führen, wenn die Substitution durch neue Pro-
dukte und Verfahren unterhalb des angestrebten 
Reduzierungs-pfades liegt. Ist die Nachfrage nach 
Nutzungsrechten kleiner als das Angebot, so ist 
dies ein Zeichen dafür, dass die Nutzung unterhalb 
der Tragfähigkeitsgrenzen liegt. Dann kann die 
Ökogesellschaft die Ausgaben für die Erhaltung 
der Ressource reduzieren und den Mindestausga-
bepreis absenken – oder eine beschleunigte Re-
duzierung anstreben. (Siehe Grafik 01)
Die zweite Aufgabe der Ökokapitalgesellschaft 
betrifft Maßnahmen zur Reproduktion und Subs-
titution der jeweiligen Ressource und nutzt dabei 
die Erlöse aus dem Verkauf der Nutzungsrechte. 
Allerdings wird die Entwicklung neuer Pro-
dukte und Verfahren, insbesondere wenn es 
um Substitution nicht umweltkompatibler 
Nutzungsarten geht, nicht allein aus den Ein-
nahmen für Nutzungsrechte finanziert werden 
können. Insbesondere Investitionen, die den 
Umbau des Kapitalstocks zum Ziel haben, sind 
nicht von der Ökokapitalgesellschaft zu finan-
zieren, sondern von den Unternehmen, die die 
Ressourcen praktisch nutzen. Diese können 
durch ein Kreditprogramm (siehe unten) finan-
ziert werden. 
Die Veränderung von Selektionsprozessen für 
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Produkte und Verfahren erfolgt erstens durch 
höhere Kosten für die Nutzung von Naturres-
sourcen. Steigende Kosten dann, wenn Substitu-
tionspfade eingeschlagen werden müssen. Und 
zweitens dadurch, dass Innovationen zu Kosten-
senkungen bei den Anwendern führen und daher 
Extra-Gewinne für die Innovatoren und Inves-
toren abwerfen – ganz analog zu den Effekten 
von neuen Produktionsmitteln, die die Arbeits-
produktivität steigern und damit Lohnkosten 
reduzieren oder von neuen markterweiternden 
Produkten, die zusätzliche Einkommen und zu-
sätzliche Angebote generieren (Schumpeter-Ge-
winne). Wichtig ist, dass dies nicht durch volun-
taristische Eingriffe in Preise geschieht, sondern 
durch einen systematischen wirtschaftlichen 
Zusammenhang zwischen Knappheit, Reproduk-
tionskosten und Preiseffekten. 
Finanzierung von Innovationen
Die Kosten des Umbaus dürften in der EU 500 
bis 1.000 Milliarden Euro jährlich über wenigs-
tens 30 Jahre betragen. Global ist von mindes-
tens 2.000 Milliarden US-Dollar jährlich auszu-
gehen. [19] 
Die Annahme, die Investitionen müssten 
durch Einsparungen im Staatshaushalt oder bei 
den Bürgern durch höhere Steuern und Abgaben, 
durch Gürtel enger schnallen finanziert werden, 
ist falsch. Sie müssen durch eine Steigerung der 
Leistungsfähigkeit des Wirtschaftssystems zu-
sätzlich erzeugt werden: zunächst durch eine 
höhere Auslastung der vorhandenen Industrie 
und später durch den Ausbau der entsprechen-
den Branchen, Strukturveränderungen im Wirt-
schaftssystem also. [20] 
Die Frage ist also nicht, woher man das Geld 
nimmt, sondern wie ein Finanzierungssystem 
aussehen müsste, dass zusätzliche Leistungen 
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bei zugleich sinkendem Ressourcenverbrauch in 
der erforderlichen Größenordnung mobilisiert. 
Wie oben dargestellt, kommt es nach Schum-
peter zu wirtschaftlicher Entwicklung (Leis-
tungszuwachs), wenn Ressourcen neuen Ver-
wendungen zugeführt werden und dadurch neue 
Produktionsfunktionen in das Wirtschaftssys-
tem kommen. 
Der grundlegende Mechanismus eines Ent-
wicklungsschubs nach Schumpeter besteht in 
folgendem Zusammenhang: Durch die Vergabe 
von Krediten für realwirtschaftliche Innovatio-
nen und Investitionen [21] erhöht sich zunächst 
die zahlungsfähige Nachfrage nach bestimm-
ten Investitionsgütern und nach Arbeitskräften 
[22]. Dies hat Folgen: Erstens steigen die Preise 
für diese Güter, zunächst geringfügig, solange 
die Wirtschaft noch nicht ausgelastet ist, denn 
zweitens wird auch das Angebot steigen, und 
zwar zunächst durch höhere Auslastung der be-
treffenden Produktionskapazitäten [23]. Auch 
werden zusätzliche Arbeitskräfte aus der Re-
serve aktiviert. Hält die hohe Nachfrage an oder 
steigt sie weiter, kommt es drittens zum Aufbau 
neuer Kapazitäten in den betroffenen Branchen. 
Bei anhaltend steigender Nachfrage nach Ar-
beit sollte auch die Lohnhöhe steigen, wodurch 
sich auch die Nachfrage nach Konsumgütern 
erhöht, was wiederum Folgewirkungen für die 
Konsumgüterproduktion und für andere Bran-
chen der Investitionsproduktion hat. Sofern der 
kreditfinanzierte Nachfrageschub anhält, breiten 
sich die Wirkungen in der gesamten Volkswirt-
schaft aus (sekundäre Welle) [24]. 
Dieser Vorgang kehrt sich um, wenn nach ei-
niger Zeit (Monate, Jahre) die mit den Krediten 
aufgebauten Kapazitäten produzierend wirksam 
werden. Auf die Märkte gelangen dann zusätzli-
che Güter, das Angebot steigt, während die Kre-
ditnehmer beginnen, aus den Erlösen die Kredite 
zu tilgen. Dies würde auch gelten, wenn die neuen 
umweltkompatiblen Produkte und Verfahren in 
relevanten Größenordnungen auf die Märkte ge-
langen und zu einer merklichen Reduzierung der 
Nachfrage nach ökologischen Ressourcen führten. 
Sofern nicht gleichzeitig vermehrt neue 
Kredite aufgenommen werden, sinkt dann 
die nachfragerelevante Geldmenge. Wenn der 
mit dem kreditfinanzierten Kapazitätsaufbau 
verbundene Boom an Grenzen stößt und sich 
die Kreditaufnahme verringert, kehrt sich die 
volkswirtschaftliche Konstellation um: Die 
Nachfrage stagniert und das Angebot steigt. 
In dieser Situation mit leicht sinkenden Preisen 
und zurückgehenden Einnahmen bekommen 
zuerst jene Branchen Schwierigkeiten, deren 
Produkte durch die neu entstandenen Kapazi-
täten überflüssig geworden sind oder die re-
lativ zu den neuen Produkten und Verfahren 
eine geringere Produktivität haben oder die zu 
teuer sind, weil sie zu viele Naturressourcen 
verbrauchen. Sie bauen ab oder verschwinden 
(schöpferische Zerstörung). In der Rezession 
kommt es zu chaotischen Preisbewegungen. 
Unternehmen in Schwierigkeiten verkaufen 
unter den Produktionskosten, erfolgreiche 
Unternehmen verkaufen über den Kosten und 
machen Extragewinne. Wegen der Unsicher-
heit sinkt die Bereitschaft von Unternehmern, 
Innovationen umzusetzen, und die der Banken, 
Kredite auszureichen. 
Die so einsezende Rezession kann, muss 
aber nicht zu einer Depression führen. Dies ist 
nur dann der Fall, wenn es zu einer weiteren 
und überschießenden Kontraktion der Nachfra-
ge durch übermäßiges Sparen bzw. übermäßige 
Schuldentilgung kommt, nach Koo [25] zu einer 
sogenannten Bilanzrezession. Im günstigen Fall 
werden in der Rezession überflüssig gewordene 
Kapazitäten abgebaut. Die neuen Proportionen 
des durch Innovationen und Investitionen ver-
änderten temporären „Gleichgewichts“ von An-
gebot und Nachfrage werden gesucht, die verän-
derten relativen Preise stabilisieren sich wieder. 
Mit dem Ende der Rezession kehrt die Bereit-
schaft der Unternehmen und der Banken zurück, 
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durch Kredite finanzierte Innovationen zu wagen 
und der nächste Innovationsschub wird möglich. 
Geldschöpfungsfinanzierte Kredite sind kein 
Teufelszeug, sondern nach Schumpeter das 
Geheimnis der auf Innovationen gegründeten 
Dynamik wirtschaftlicher Entwicklung in ei-
ner Kapitalverwertungswirtschaft. Das Modell 
zeigt grundsätzlich, wie ein zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt gegebenes System aus sich he-
raus einen neuen Entwicklungspfad generiert. 
Kapitalismus ist ein System, bei dem die In-
novationen und Investitionen von heute durch 
die Erträge von morgen finanziert werden. 
Dies ist aber keine Zauberei, denn realwirt-
schaftlich wird dies durch eine Erhöhung der 
Kapazitätsauslastung im gegebenen System 
herbeigeführt. Dieser Evolutionsmechanismus 
kann allerdings durch Rent Seeking und speku-
lative „Investitionen“ konterkariert werden, so 
im Finanzmarktkapitalismus seit den 1980er 
Jahren. 
Grundsätzlich ist Schumpeters Modell wirt-
schaftlicher Entwicklung geeignet, einen mögli-
chen Pfadwechsel hin zum Aufbau einer indust-
riellen Ökologie zu verstehen. 
Die Finanzierung des ökologischen Umbaus 
durch ein an Schumpeter orientiertes Modell 
wirtschaftlicher Entwicklung könnte die säku-
lare Stagnation beenden, in der sich die Welt-
wirtschaft und die EU seit der großen Rezession 
2007–2009 befinden. Mit ökologischen Investi-
tionen in real-wirtschaftliche Entwicklung wäre 
es möglich, die globalen Überschüsse und die 
unausgelasteten Kapazitäten, die sich in Arbeits-
losigkeit und geringen Einkommenssteigerungen 
ausdrücken, für eine nachhaltige und für künftige 
Generationen sinnvolle Entwicklung zu mobilisie-
ren, ohne dass die Defizitländer eine fortschrei-
tende Deindustrialisierung hinzunehmen hätten 
und in immer größere wirtschaftliche Abhängig-
keit durch Verschuldung geraten.
Neben ordnungs- und umweltrechtlichen 
Veränderungen sind die Bewirtschaftung öko-
logischer Ressourcen und das Kreditprogramm 
für Umwelt, Innovationen und Investitionen ent-
scheidende Voraussetzungen und die eigentli-
chen wirtschaftlichen Instrumente, die eine neue 
Selektionsrichtung regulieren. Sie wirken über 
Märkte, unter anderem über Märkte für Umwelt-
nutzungsrechte und für Kredite, Märkte für Um-
weltressourcen und -innovationen. 
Aber wie meist ist die Frage „Markt oder 
Staat?“ auch hier falsch und unsinnig. Denn diese 
in Märkte eingebundene Regulierung hat meh-
rere Voraussetzungen, darunter gesellschaftli-
che und staatliche: Erstens ist ein staatlich ge-
setzter Rechtsrahmen erforderlich, der in einem 
politischen, d.h. gesellschaftlichen Prozess der 
Willensbildung geschaffen werden muss. Zwei-
tens sind die Öko-Verwertungsgesellschaften 
öffentlich-rechtlich zu gestalten. Drittens hat der 
Umweltbereich einen hohen Anteil öffentlicher 
Güter. Viertens sind Geldschöpfung und Kredit-
vergabe staatlich zu regeln und zu kontrollieren. 
Es kann also keine Rede davon sein, dass die Ge-
staltung des Reduzierungs-pfades und die Ver-
wertung ökologischer Ressourcen „dem Markt“ 
oder „dem Kapital“ überantwortet würde. Die 
vorgeschlagene Lösung ist allerdings mit privat-
wirtschaftlicher Kapitalverwertung kompatibel. 
Aussichten
Der Übergang zu einer umweltkompatiblen 
Wirtschaftswiese ist physikalisch (Entropie), 
technologisch (Produkte und Verfahren) und 
wirtschaftlich (gesamtwirtschaftliche Effektivi-
tät und Finanzierung) möglich. Ökologie ist mit 
den institutionalisierten Regeln einer Kapital-
verwertungsökonomie vereinbar, wenn diese 
Institutionen im Rahmen eines Transformations-
prozesses so verändert werden, dass ein Kapital-
verwertungskreislauf ökologischer Ressourcen 
entsteht.
Betrachtet man hingegen die gegenwärtige 
Sozialstruktur, die Reproduktionsbedingungen 
der verschiedenen sozialen Klassen, Gruppen 
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und Nationen und die daraus folgenden Interes-
senlagen, die wirtschaftlichen und politischen 
Machtverhältnisse, so scheint ein derartiger ins-
titutioneller Umbau der Kapitalverwertungsöko-
nomie wenig wahrscheinlich. Er scheitert daran, 
dass er die gegenwärtigen Existenzbedingungen 
vieler sozialer Gruppen, vor allem der Kapitaleig-
ner und der Finanzmarktakteure, grundlegend in 
Frage stellen würde – obwohl er zugleich neue 
und tragfähige künftige Existenzbedingungen für 
Arbeit und Kapitalverwertung eröffnen könnte. 
Die Zukunft hängt davon ab, ob es sozialen 
Bewegungen gelingt, eine fragwürdige Gegen-
wart ohne Zukunft gegen eine neue Perspektive 
zu tauschen. 
Definitionen
Weltgesellschaft nach Luhmann, auch Glo-
balisierung genannt: Es gibt keine isolierten Ge-
sellschaften mehr, keine voneinander unabhän-
gigen lokalen oder regionalen Entwicklungen. 
Alle lokalen und regionalen Entwicklungen sind 
Teile eines erdumspannenden Netzwerkes und 
hängen nicht nur marginal, sondern wesentlich 
voneinander ab.
Moderne: Eine Gesellschaft, die sich repro-
duziert, indem sie sich entwickelt, d.h. die immer 
wieder auftretende Reproduktionsprobleme, 
Defizite und Grenzen durch Selbstentwicklung, 
durch fortlaufende Modernisierung, überwindet. 
Ökologische Ressourcen oder Naturressour-
cen: Durch die menschliche Produktion oder 
Konsumtion genutzte Natur, d.h. Quellen (für 
Rohstoffe und Energie) und Senken (für Abpro-
dukte und Emissionen), nutzbare Eigenschaften 
der natürlichen Ökosysteme, der Organismen 
und Populationen, physikalische und chemische 
Eigenschaften, die durch Produktionssysteme 
genutzt werden. 
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einen stabileren Euro-Raum. 
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Nature [DOI: 10.1038/546593a] 
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Kunstmann.
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cher Beirat Globale Umwelt-
veränderungen, Hrsg. Welt im 
Wandel: Gesellschaftsvertrag 
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tere Gutachten, in URL: http://
www.wbgu.de/hauptgutachten/.
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wirtschaftlich: die Entstehung, 
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neuer Produkte und Verfahren 
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Unter Wachstum verstehe ich 
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wirtschaftlichem Wachstum die 
Zunahme (oder bei negativem 
Wachstum die Abnahme) stoff-
licher und energetischer Inputs 
oder Outputs des Wirtschafts-
systems. Das BIP ist kein Indika-
tor für stoffliche Umsätze.
[4] vgl. Land, Rainer (2017b): 
Kapitalismus reloaded. Regime 
wirtschaftlicher Entwicklung im 
Übergang vom 20. zum 21. Jahr-
hundert. Skript zu einem Vortrag 
am 22.4.2017 im Max-Ling-





[5] Marx, Karl (1857): Einleitung 
[zu den „Grundrissen der Kritik 
der politischen Okonomie“]. In: 
Karl Marx, Friedrich Engels: Wer-
ke (MEW) Bd, 42, S, 23, Berlin: 
Dietz 1983.
[6] vgl. Land, Rainer (2017a): Der 
Irrtum der Postwachstumsde-
batte, Teil 1, 2 und 3. In: Makros-






[7] Rifkin, Jeremy; George-
scu-Roegen, Nicholas (1982): 
Entropie: ein neues Weltbild. 
Hamburg: Hoffmann und Campe.
[8] Vgl.  Huber, J. (1999): Indus-
trielle Ökologie. Konsistenz, 
Effizienz und Suffizienz in 
zyklusanalytischer Betrachtung. 
VDW-Jahrestagung, Berlin, 28.-
29.Oktober 1999. In: Simonis, 
U. E./Kreibig, R. (2000): Global 
Change. Ort: Berliner Wissen-




[9] Bei den Forschungsleistungen 
geht es nicht um die Forschung 
und Entwicklung technischer 
Anlagen zur Nutzung der Natur-
ressourcen wie Windräder oder 
Solarfelder, Recyclinganlagen 
usw. Diese würden wie jede 
andere Investition im Rahmen 
des Kreislaufs der Produktions-
mittel finanziert, d.h. über die 
Reproduktion des fixen Kapitals 
mittels Abschreibungen und 
Krediten. Es geht um die Erfor-
schung der Funktionsweise und 
der Möglichkeiten der Erhaltung 
und laufenden Reproduktion der 
Natursysteme selbst.
[10] Auf die Bedeutung einer 
ökologischen Preiswende hat 
Makroskop immer wieder 
hingewiesen, zuletzt hier: 
https://makroskop.eu/2017/08/
dieselgate-oder-wie-man-
sich-selbst-beluegt/. „In einer 
globalen Marktwirtschaft wird 
es keinen Abschied von fossilen 
Energieträgern geben, ohne dass 
eine fundamentale und langan-
dauernde politisch inszenierte 
Wende bei den Preisen für diese 
Energieträger zustande kommt.“
[11] Die Internalisierung externer 
Kosten ist dafür keine hinrei-
chende Theorie, auch wenn man 
von den Zuordnungsproblemen 
absieht. Erstens geht sie davon 
aus, dass künftige Kosten heute 
hinreichend oder gar vollständig 
erfasst und diskontiert werden 
könnten, was nur in statischen 
Modellen gelingen kann. Die heu-
tigen Kosten der Atomkraft, die 
vor 40 Jahren niemand vorher-
berechnen konnte, sind der em-
pirische Gegenbeweis. Zweitens 
ermöglicht nur ein Reproduk-
tionsmodell, die Nutzung einer 
Ressource zu beschränken und 
auch bei unbestimmter Zukunft 
an den Erhaltungs-bedingungen 
zu orientieren. Drittens bleibt die 
Entstehung neuer und das Ver-
gehen bisheriger Nutzungsmög-
lichkeiten unberücksichtigt. Die 
Finanzierung Substitution kann 
nur in evolutorischen Modellen 
begründet werden.
[12] Sraffa, Piero (1976): Wa-
renproduktion mittels Waren: 
Einleitung zu einer Kritik der 
ökonomischen Theorie. 1. Aufl. 
Edition Suhrkamp 780. Frankfurt 
am Main: Suhrkamp; Land, Rainer 
(2014): Kann man Entwicklung 
messen? Sraffas „Warenproduk-
tion mittels Waren“ im Rückblick. 
In: Berliner Debatte Initial 25 
(2014) 1.
[13] Die faktische Verfügung über 
die sachlichen Produktionsbe-
dingungen hat in der heutigen 
Industriegesellschaft nicht 
der Kapitaleigner, sondern das 
Unternehmen als gesellschaftli-
che Organisation. Anders als im 
vorkapitalistischen Handwerk 
besteht das Kapitaleigentum der 
Eigner in Ansprüchen gegenüber 
dem Unternehmen als Orga-
nisation, einem Anspruch auf 
finanziellen Anteil am Kapital, der 
Rendite und ggf. auf Stimmrechte 
bei Entscheidungen. Nur bei 
sogenannten Familienbetrieben 
scheinen Person und Organisati-
on auf den ersten Blick identisch 
– in der Regel eine Fiktion. 
Buchhaltungstechnisch ist die 
Differenz zwischen Unterneh-
men und Haushalt in einer Ka-
pitalverwertungswirtschaft für 
alle Unternehmen mit „Kapital“ 
von Anfang an gesetzt, u.a. durch 
Buchungssätze über „Entnahmen 
und Einlagen“, die die Beziehun-
gen zwischen Unternehmen und 
Eigner ausdrücken, gerade auch, 
wenn beide sich auf die gleiche 
Person beziehen.
[14] Ostrom, Elinor (1999): 
Die Verfassung der Allmende. 
Jenseits von Staat und Markt. 
Mohr Siebeck, Tübingen 1999. 
Engl.: Governing the Commons. 
The evolution of institutions 
for collective action. Cambridge 
University Press, Cambridge/
New York/Victoria 1990.
[15] Naomi Klein stellt fest, dass 
die Privateigentumsrechte an 
Lagerstätten für Öl -, Gas - und 
Kohlevorkommen, die schon jetzt 
in den Geschäftsbüchern stehen, 
2.795 Gigatonnen Kohlenstoff 
ausmachen. Wir wissen, dass 
global noch 565 Gigatonnen 
Kohlenstoff verbrannt werden 
dürfen, mehr nicht, wenn 
die Erwärmung unter 2 Grad 
Celsius bleiben soll. „Es bleibt 
festzuhalten, dass 2.795 das 
Fünffache von 565 ist. Es ist 
nicht mal nah dran … Was diese 
Zahlen bedeuten, ist ziemlich 
simpel. Diese Industrie hat durch 
Anträge an die amerikanische 
Börsenaufsichtsbehörde und 
durch Versprechen an ihre Aktio-
näre zu verstehen gegeben, dass 
sie vorhat, fünfmal so viel fossile 
Brennstoffe zu verbrennen, wie 
die Erdatmosphäre aufnehmen 
kann“ [Klein, Naomi (2015). Die 
Entscheidung: Kapitalismus 
vs. Klima (German Edition) 
(Kindle-Positionen3095-3105). 
FISCHER E-Books. Kindle-Versi-
on]. Hier zeigt sich die Absurdität 
des Privateigentums, das den 
scheinbar unbeschränkten 
Zugriff auf eine Naturressource 
unabhängig von der Gemein-
schaft suggeriert. Freilich könnte 
man die Energiekonzerne von 
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diesen Abbaurechten wieder 
enteignen, aber jeder weiß, dass 
dies ein langwieriger und schwie-
riger juristischer Kampf werden 
wird, den man nicht führen 
müsste, wenn Naturressourcen 
von vornherein Gemeineigentum 
wären und die Gemeinschaft die 
private Nutzung definieren und 
befristen müsste.
[16] vgl. Land, Rainer (2017b): 
Kapitalismus reloaded. Regime 
wirtschaftlicher Entwicklung im 
Übergang vom 20. zum 21. Jahr-
hundert. Skript zu einem Vortrag 
am 22.4.2017 im Max-Ling-





[17] Sofern es um eine Ressource 
geht, die rechtlich nicht als 
Gemeineigentum, sondern als 
beschränktes Privateigentum 
verfasst ist, vor allem also 
Grund- und Boden, müsste eine 
Ökokapitalverwertungsgesell-
schaft anders organisiert wer-
den, vermutlich als Aufsichtsbe-
hörde über die Privateigentümer, 
die Gebühren erhebt, Nutzung 
überwacht, Investitionen tätigt 
und ggf. Förderungen ausreicht.
[18] Ökokapitalverwertungs-
gesellschaften sind durch den 
Gesetzgeber zu errichten und 
zu kontrollieren, sollen aber 
ähnlich wie Zentralbanken von 
der Tagespolitik unabhängig 
agieren. In den Aufsichtsgremien 
sollen unabhängige Experten und 
Vertreter der öffentlichen Inter-
essen sowie die an der Nutzung 
der Ressource interessierten 
Verbände mitwirken. Denkbar 
wäre beispielsweise, den Ver-
waltungsrat folgendermaßen Zu-
sammenzusetzen: 1/3 wird durch 
die Parlamente benannt, 1/3 
von Umweltverbänden, 1/3 wird 
durch die wirtschaftlichen Nutzer 
gestellt, davon je 1/3 Unterneh-
merverbände, Arbeitnehmerver-
bände und Verbraucherverbände. 
Jede Gruppe muss die Hälfte ihrer 
Mandate durch unabhängige 
Experten besetzen.
[19] Eigene Schätzung auf der 
Basis von WBGU 2011: 165, 
vgl. a. 163-184. Vgl. auch Green 
European Foundation (2011): 
Finanzierung des Green New 
Deal: Aufbau eines grünen 
Finanzsystems. Ein Bericht von 
Re-Define. Herausgegeben für 
die Fraktion Die Grünen/EFA im 
Europäischen Parlament.
[20] Dies ist mit Einsparungen im 
Ressourcenverbrauch verbun-
den, aber zeitlich nachlaufend, 
relevant werden sie etwa nach 
dem 10. Jahr. Dann stehen den 
Kosten auch Erlöse gegenüber.
[21] Dies gilt nicht, wenn Kredite, 
die für Finanzmarktinvestitionen 
verwendet werden.
[22] Sofern die Kreditemission 
nicht durch gleich hohe Kredittil-
gung konterkariert wird.
[23] Erst wenn die Kapazitäten 
nahezu vollständig ausgelastet 
oder überlastet wären und 
die zahlungsfähige Nachfrage 
weiter steigt, ohne dass zusätz-
liche Kapazitäten geschaffen 
werden konnten (z. B. weil bei 
Vollbeschäftigung keine freien 
Arbeitskräfte mehr verfügbar 
sind), würde es zu größeren 
Preissteigerungen kommen. 
Vergrößerung der zahlungs-
fähigen Nachfrage im Rahmen 
der vorhandenen Kapazitäten 
bzw. im Rahmen des möglichen 
Ausbaus derselben führt nicht zu 
Inflation.
[24] Es wird zuweilen befürchtet 
und kritisiert, dass steigende 
Einkommen zu einem Mehr-
konsum an Naturressourcen 
führen (Rebound-Effekt). Das 
aber muss nicht so sein, wenn 
Ressourcenverbrauch zugleich 
teurer wird, daher bestimmte 
Konsumgüter im Preis steigen, 
und wenn Konsumalternativen 
angeboten werden. Vielmehr 
würden steigende Einkommen 
die Verteuerung der Energie und 
der Rohstoffe kompensieren und 
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